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BFH legt Steuerbegünstigung für 
Umwandlungen im Konzern nach § 6a 
GrEStG zugunsten von Steuerpflichtigen aus 

 

 

 

 

 

 

Am 13. Februar 2020 hat der Bundesfinanzhof (BFH) nach den mündlichen 
Verhandlungen am 21. und 22. August 2019 die sieben Entscheidungen zur 
Steuerbegünstigung für Umstrukturierungen im Konzern nach § 6a 
Grunderwerbsteuergesetz (GrEStG) veröffentlicht. Der BFH kippt die restriktive 
Auffassung der Finanzverwaltung und legt § 6a GrEStG weit aus. Den Urteilen 
war die Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH), Rs. C-374/17 „A-
Brauerei“, vorangegangen, dass die für die Grunderwerbsteuer geltende 
Steuerbegünstigung bei Umstrukturierungen im Konzern nach § 6a GrEStG keine 
unionsrechtlich verbotene Beihilfe darstellt.  

 
Hintergrund und Voraussetzungen der Norm 

Grundsätzlich können Erwerbsvorgänge nach §§ 1 Abs. 1 Nr. 3, Abs. 2, 2a, 3 
GrEStG aufgrund einer Umwandlung im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 
Umwandlungsgesetz (z. B. Verschmelzung, Spaltung und Ausgliederung) 
Grunderwerbsteuer auslösen, wenn die beteiligten Unternehmen über 
Grundvermögen verfügen. Bei Umstrukturierungen im Konzern sieht § 6a GrEStG 
unter bestimmten Voraussetzungen Steuerbefreiungen vor. Dies setzt voraus, dass 
an dem Umwandlungsvorgang ausschließlich ein herrschendes Unternehmen und 
ein oder mehrere von diesem herrschenden Unternehmen abhängige 
Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige 
Gesellschaften beteiligt sind. Nach § 6a GrEStG gilt eine Gesellschaft dann als 
abhängig, wenn an ihrem Kapital oder Gesellschaftsvermögen das herrschende 
Unternehmen innerhalb von fünf Jahren vor dem Rechtsvorgang und fünf Jahren 
nach dem Rechtsvorgang unmittelbar oder mittelbar oder teils unmittelbar, teils 
mittelbar zu mindestens 95 % ununterbrochen beteiligt ist. 

Während die Finanzverwaltung die Norm sehr restriktiv anwendet, hat die 
Rechtsprechung § 6a GrEStG grundsätzlich weit ausgelegt. In der Praxis führte 
diese enge Auslegung der Norm zu Unsicherheiten bei den Steuerpflichtigen.  

Sachverhalt (Urteil vom 22. August 2019, II R 18/19) 

Die Klägerin hielt seit mehr als fünf Jahren 100% der Anteile einer 
Tochtergesellschaft, die auf sie verschmolzen wurde. Im Zuge der Verschmelzung 
gingen die Grundstücke der Tochtergesellschaft auf die Klägerin über. Das 
Finanzamt verwehrte die Begünstigung nach § 6a GrEStG, während das 
Finanzgericht § 6a GrEStG gewährte und der Klage stattgab.  

Entscheidungen des BFH sorgen für Rechtsklarheit  

Der BFH hat in seinen Entscheidungen (BFH II R 15/19 – II R 21/19) die restriktive 
Anwendung der Finanzverwaltung im Gleichlautenden Erlass (BStBl 2012 I S. 662) 
gekippt und klar zum Ausdruck gebracht, dass § 6a GrEStG weit auszulegen sei.  
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§ 6a GrEStG gilt für alle Rechtsträger i.S. des GrEStG, die wirtschaftlich 
tätig sind. Entgegen der Auffassung der Finanzverwaltung stellt der BFH klar, 
dass der Anwendungsbereich des § 6a GrEStG nicht auf Unternehmen i.S.d UStG 
beschränkt ist. Der Anwendungsbereich sei weit zu verstehen und umfasse nach 
Auffassung des II. Senats auch die Rechtsform, sodass herrschendes Unternehmen 
Einzelunternehmen, Personengesellschaften, Kapitalgesellschaften sowie 
natürliche Personen und juristische Personen sein können, sofern sie wirtschaftlich 
tätig sind. Unerheblich sei, ob die Beteiligung an der abhängigen Gesellschaft im 
Privat- oder im Betriebsvermögen gehalten wird. Die Vorschrift erfasst – so der 
BFH - auch den Fall, dass eine abhängige Gesellschaft auf eine natürliche Person 
als herrschendes Unternehmen verschmolzen wird. 

Die Nichteinhaltung der Vor- und Nachbehaltensfristen aus 
umwandlungsbedingten Gründen ist nicht schädlich. Während die 
Finanzverwaltung einen Verbundbegriff anwendet und Umwandlungsvorgänge, 
durch die ein solcher "Verbund" begründet oder beendet wird, nicht nach § 6a 
GrEStG begünstigt, sieht der BFH keinen sachlichen Grund, nur bestimmte 
Umwandlungsvorgänge – zB Verschmelzung einer Tochtergesellschaft auf eine 
andere Tochtergesellschaft - zu begünstigen und legt § 6a Satz 4 GrEStG 
dahingehend aus, dass die dort genannten Fristen (sog. Vor- und 
Nachbehaltensfristen) nur insoweit eingehalten werden müssen, als sie aufgrund 
eines begünstigten Umwandlungsvorgangs auch eingehalten werden können. 
Insoweit führt der BFH in II R 18/19 aus, dass auch die Verschmelzung der 
Tochtergesellschaft auf die Klägerin begünstigt ist. Dass die Klägerin nach der 
Verschmelzung aus umwandlungsrechtlichen Gründen keine Beteiligung an der 
Tochtergesellschaft mehr halten konnte und folglich der „Verbund“ zwischen der 
Klägerin als herrschendem Unternehmen und der grundbesitzenden 
Tochtergesellschaft als abhängiger Gesellschaft durch die Verschmelzung beendet 
worden ist, sei für die Begünstigung unschädlich.  

Der II. Senat hat entschieden, dass bei Umwandlungsvorgängen zwischen einer 
abhängigen Gesellschaft und einem herrschenden Unternehmen in Fällen der 
Verschmelzung nur die Vorbehaltensfrist und in Fällen der Abspaltung oder 
Ausgliederung zur Neugründung nur die Nachbehaltensfrist eingehalten 
werden müsse. Das gelte bei der Verschmelzung sowohl für die Verschmelzung auf 
die abhängige Gesellschaft als auch für die Verschmelzung auf das herrschende 
Unternehmen.  

§ 6a GrEStG ist nicht grundstücksbezogen. Der BFH präzisiert in II R 17/19, 
dass § 6a GrEStG ausdrücklich nicht auf den Verbleib der durch den 
Umwandlungsvorgang übergehenden Grundstücke, sondern allein auf die 
Beteiligungsverhältnisse abstellt. Aus diesem Grund ist es für die Anwendung des § 
6a GrEStG unerheblich, ob die Klägerin bereits vor dem Erreichen der 95 %-
Beteiligung wirtschaftlich und organisatorisch in den Konzern eingebunden war. 
Erforderlich ist das qualifizierte Abhängigkeitsverhältnis von mindestens 95%. Ein 
Verstoß gegen Art. 3 GG sieht der BFH nicht in den Fällen, in denen die Vor- und 
Nachbehaltensfrist aus Rechtsgründen nicht eingehalten werden kann.  
 
Der BFH hat durch seine Entscheidungen für Rechtsklarheit gesorgt und den § 6a 
GrEStG weit ausgelegt. Inwieweit die Finanzverwaltung die Entscheidungen über 
die entschiedenen Einzelfälle hinaus anwenden und ihre bisherige 
Rechtsauffassung ändern wird, bleibt allerdings abzuwarten. 
 

*** 

Datenschutz 

Die Datenverarbeitung für den Versand des Newsletters erfolgt aufgrund der 
Grundlage Ihrer Einwilligung. Sie können den Newsletter jederzeit mit Wirkung für 



http://blogs.pwc.de/steuern-und-recht/ 
 

14. Februar 2020 

 

 

steuern+recht newsflash  3 

die Zukunft abbestellen und Ihre Einwilligung damit widerrufen. 

Bestellung und Abbestellung 

Wenn Sie einen PwC-Newsletter bestellen, speichern und verarbeiten wir Ihre E-
Mail-Adresse zum Zweck des Versands des von Ihnen abonnierten Newsletters. 

Die Abmeldung ist jederzeit wie nachfolgend beschrieben möglich. 

Falls Sie "steuern+recht Newsflash" nicht mehr erhalten möchten, senden Sie bitte 
eine entsprechende E-Mail-Nachricht 
UNSUBSCRIBE_steuern_recht_newsflash@de.pwc.com 
 
Diesen Link finden Sie ebenfalls in jeder E-Mail, mit denen wir Ihnen Ihren 
Newsletter zusenden.  
 
Für neue Interessenten besteht die Möglichkeit, sich über folgenden Link  
SUBSCRIBE_steuern_recht_newsflash@de.pwc.com als Abonnent registrieren zu 
lassen. 
 
Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung einschlägiger Probleme 
greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die Unterstützung unserer Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung durch den 
Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. Meinungsbeiträge geben die Auffassung der 
einzelnen Autoren wieder. 
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